
ilber die band tagssi tgung arz 5. pezeriber 1904. 

Antýesend sind der fstl. RegierungsAom! -ii., sdr Herr fstl. 

Kabinetts, rat von IN PER HAUR und sämtliche Abgeordnete. 

Nach Rriffnung der Sitzung durch den Präsidenten kommt 

das Protokoll über die Landtags2itzung Dom 28. November 

zur Verlesung. Nachdem gegen den Wortlaut r, es Protokolles 

keine Einwendung erhoben wurde, erscheint dasselbe als 

genehmigt. 

Beratungsgegenstdnde: 

1. ) Gesetz über den Gemeindehaushalt. 

Infolge der im Landtage gepflogenen Diskussion hat der 

Herr Regierungskomnissdr c'en § 12 des Entwurfes eines 

Gesetzes Uber den Gemeindehaushalt in seiner g(ýgenoýirti- 

gen Fassung zurileAgezogen und diesen Paragraphen durch 

nachstehpnde Bestimmung ersetzt: 

�Auslagen, 
welche blos das Interesse einzelner ýrtlich- 

keiten, Teile der Gerzeinde, Finwohnerklassen oder einzel- 

ner Crrund- oder Hausbesitzer betreffen, sind aussehließ- 

lieh von den Beteiligten zu tragen, soferne nicht ander- 

weitige Einrichtungen rechtsverbindlich bestehen oder ge- 

troffen werden. 

Der Uen. einde und im Instanzenzuge der fstl. Regierung 

bleibt hiebei jedoch jene Rinflußnahne vorbehalten, wel- 

che in besonderen gesetzlichen Bestimmungen gegriindet 

oder durch RUcksiehten des öffentlichen Wohles geboten 

ist. ff 

Die FinanzAotaiiission hat nach eingehender Berütung ein- 

stimmig beschlossen, dein Landtage diese neue Fassung des 

§ 12 zur Annahme zu erizpfehlen. 
Nach eingehender Rrkýuterung obiger Fassung durch den 

Herrn Regierungsvertreter und den Herrn PrUsidenten wird 
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dieselbe ein�, ýtiriiTiig angenommen. 
, da Ln i-t--) § 25 undy-das ganze Gesetz wird einý2ti7n7nig angenommen. 

2. ) Korrektion der Rsche. 

Der Referent Herr Ing. C. SCHÄDLRR erläutert den Cirgenstancl 

eingehend an der Hand vorgenomnener Studien und stellt 
einen motivierten Antrag, welcher von der FinanzAo, >., 7,! zis- 
sion dem Landtage zur Annahme empfohlen wird. Der bezüg- 
liehe Antrag und der demselben zu Grunde liegende Bericht 

mird den Protokolle beigefiigt. 

Nachdem die Abgeo-(7neten HOOP, Ing. SCHÄDTFR, KAISRR und 
KIND über die Sache genproehen, ergreift der Herr Regie- 

rungskomnissär das Tort und erörtert in längerer Ausein- 

andersetzung, wie diese wichtige Angelegenheit zu be- 

handeln wdreg um zu einem endgiltigen Projekte zu gelan- 

gen und eine ersprießliche Lösung herbeizufUhren. Nach 

weiteren Für- und Gegenreden der Abgeordneten Ing. SCHÄD- 

LRR und HRRB und des Präsidenten Kird der Antrag mit 14 

Stimmen angenommen. 

5. ) Abänderung und Rrgýýnzung der Gewerbeordnung Dom , r, 

Jahre 1865. 

Der bezügliehe Kor1zNi4issionsantrag lautet: 

Der Landtag beschließtg die fstl. Regierung mit Bezüg- 
ff 
nahme auf die schon in Jahre 1903 kundgegebenen Wünsche 

zu ersuehene demnächst eine Abänderung respektive RrgUn- 

zung der Gewerbeordnung v07t 1865 zu veranlassen und in 

dieselbe folgende Bestimmungen aufzunehmen: 

a) Zusatzbestimmung zu § 13. 

f) 7u den Gewerbene deren selbständige AusUbung von einer 

behördlichen Genehmigung abhUngig ist, gehört auch der 

verkauj von geistigen Getränken. 

b) Zusatzbestimmung zu § 21. 

Der Verkauf von geistigen Getrýinken in KauflUden darf nur 

in Gebinden und verschlossenen Gefäßen stattfinden und 

unterliegt der Konzessionspflicht. n 

Nach längerer Debatte wird der Antrag mit 13 Stimmen an- 
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genommen. 
4. ) Versicherung der Häuser gegen Brandschaden. 

Der Antrag der Finanz-Aonnis�, ion lautet: 

, 
Der Landtag stellt an die fstl. Regierung das Rrsuchen, 

auf GrUnd des von ihr gesammelten statistischen Nateria- 

les und der im Koraraissionsberichte erörterten, Gesichts- 

punkte fachliche Gutaehten über das Projekt einer Landes- 

versicherungsanstalt fUr Brandschiiden einzuholen und den 

Landtag von dem Ergebnis in Kenntnis zu setzen. n 

Nach Verlesung der bezilgliehen Regierungsvorlage und wei- 

terer RrlUuterung durch den Herrn Regierzingskorimissdr 

irird der Kommissionsantrag einstimmig angenommen. 

5. ) Alýsehreibung uneinbringlicher Forderungen der Lan- 

deskasse. 

Die fstl. Rý, ý, ierz/n i1, -bermittelt 
den, Landtag einen Auszug 9 

aus den landschaftlichen Schuldbuchsextrakte über uneinv 

bringliche Gerichts- und Strafkosten, sowie uneinbring- 

liehe Klassensteuer. Die Finanzkomrizission empfiehlt dem 

Landtage, die Zustiw. aung zur Abschreibung dieser Ausstände� 

welche in der Landtagssitzung ausfUhrlich bekannt gegeben 

we rden., zu erteilen. 

Die Zustimmung des Landtages wird einstimmig erteilt. 

6. ) Subventionsgesuch der Sennereigenossen, ýchaft Priesen. 

Der Antrag der FinanzAonnission geht dahin, der genannten 

Genos., <�enschaft eine einmalige Subvention von 10 A der 

noch näher zu überprUfenden Kosten für Anschaffung eines 

Rntrahnungsapparates zu gewähren, jedoch unter der Bedin- 

gung, daß die Genossenrehaft die nicht mehr zeitgemäßen 

StcTuten einer zweekentsprechenden Revision unterzieht. 

Nach der bezilglichen Regierungscorlage -owie 

des einschlägigen Gesuches, wird nach lUngerer Debatte 

der Sennereigenossen. -chaft Priesen eine Sub'nention von 

180 K bewilligt unter der. iBedingung, daß dieselbe ihre 

StnAten (., er fstl. Regierung zur Prüfung vorlege. ob die- 

selben noch zeitgemiiß befunden werden. 
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7. ) Geiýuch der ýTer�zeinde Ruggell Um FxPropriationc, ýbe- 

Wil 
7 

,i gung . 
Die Kommission beantragt im Sinne des Regierungsvorschla- 

ges, dieser FxPrO, DriatiOn flir den Fall zuzu�gtimrnen, als 

ein gütliches Abkommen mit dem bezeichneten Rigentümer 

nicht zu erzielen wäre. 

Der Kommissionsantrag wird einstimmig nngenornnen. 

8. ) Antrag der Regierung unt RxPrOprintiongbeL-illigung be- 

treffs Bodenablösung auf der Nendler Rüfe. 

Der Regierungsantrag geht dahin2 die RxPropriation zu 

bewilligen, für den Fall, daß ein Abkommen mit 

den Rigentiimern nicht erzielt werden könne. -Der Antrag 

wird einstimTýzig angenomrien. 

9. ) Prufung der Landtagsreehnung. 

Die Rechnung wird einstimmig genehmigt. 

10. ) Wahl ces Landesaussehusses. 

Gewählt sind: Abgeordneter KIND r., lit 9 Stimmen, 

Ing. SCHADLFR Mit 8 Stimuen. 

F rse- tz7, tiýinne r: ff KAISRR mit 9n 

S C- il 1, F, , CTRL mi t7 Stirnraen, 

V, 

11. ) AntrUge. 

Fin Antrag des Abg. SCHLRGRL fordert ý90hdrfere Zilaßnahmen 

gegen zu schnelles Pahren. 

Herr Regierungskoin�,., issiir führt aus, daß es an entspre- 

chenden Vorschriften nicht fehle, 7nan rvisse die Fehl- 

baren nur zur Anzeige bringen. 

Abg. HOOP beXIagt sich über hdufiges Ziorkommen Don Wild- 

schUden von verschiedenem Raubzeug. 

Herr RegierungsA0m7nissdr stellt tunliehste Abhilfe durch 

das fstl. Forstamt in Aussicht. 

Antrag des Herrn Landtagspräsidenten und der Abgeordneten 

KAISRR und KIND wegen Steuerungen Don Seite der k. k. Fi- 

nan-behördea. 
(ner bezý'7gliehe Antrag liegt bei). 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

Hierauf wurde die diesjýihrige Landtagssession durch 
7-1 
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den Herrn in einer anerAennden An- 

sprache geschlossen, welche Do7, i Landtaqsprdsidenten dan- 

i ýend erwidert'wurde, worauf von, si*i7ntlichen Anoesenden 

ein 3 maliges Hoch auf den LandesfOrsten cusgebracht 

wurde. 

Inliegendes Protokoll der Schluesitzung wurde nom Land- 

tage genehmigt. 
Vaduz, 5. Dezember 1904. 

Dr. ALd3FRT SCH. ýDLFR M. P. 

F. SCHLFCrFL m. p. 

M. OSPFLT m. p. 
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AUS7UGS'NP ISP, ABSCHRIFP 

aus dern Berichte der Finanzkommtssion des liechtensteini- 

hen bandtages Über die 
., 
'ýorrektion der Rsatte. 

(Referent Ing. 0. ICHÄDLRR). 

pfffli 
t RiieAsicht darauf 9 daß die früheren lian(, ltags7, er- 

handlungen i: *,. bpr die Prstellung eines landschaftlichen Bin- 

nenlfanales aus bekannten Bri7nd-en zu -keinem positiven Rr- 

gebnisse fiIhrten und derzeit auch keine Aussicht auf eine 

giinf-tigere Gestaltung dieser Frage besteht, ist der Landtag 

nicht in der Lage, Beschlüsse zu fassen, welche die defini- 

tive Regulierung sdintlicher_Binnengewdsfer des Landes er - 

möglichen würden. 

Der Landtag findet jedoch, daß durch eine zwecAnjißige Kor- 

reAtion der Rsehe wenig-ctens weiten Gebieten des Unterlan- 

des dauernd geholfen werden könnte, ohne die finanziellen 

Leistungen des Landes und der betreffenden unterlindischen 

Gemeinden i, lber, ý, td13ig beanspruchen zu milssen. 

Das Projekt, die Esche von den Rheinkonal zu trennen 7, nd 

die. gelhe gesondert und außer dem Bereich des jetzigen Rhein- 
V 

staues abzuleiten, scheint nach den Frhebungen des Bericht- 

erstatters durchflihrbar, wenn die Ableitung des Pschewassers 

Uber Ruggell in den Spiesgraben. gesichert i. 9t. 
Per Landtag beauftragt daher den LandesausE>%ehu/, 3, die Frage 

der RsehekorreAtion weiter zu verfolgen, sobald von Seite 

der betreffenden Gemeinden der fsti. Regierung Projekte Dor- 

gelegt werden und ermächtigt ihn, zu den Beratungen dieser 
Frage einige Nitglieder des Landtages beizuziehen. 
Zugleich riehtet er an die fstl. Regierung das Ersuchen, im 

Rinvernehmen mit dem Landesaussehusse weitere diesbezügliche 

Gutachten einzuholen und die nötigen Schritte zu tun, um 
die Ableitung des Rschewassers in den Spiesgraben zu er- 

möglichen. " 
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des igon den Abgeordneten Dr. ALBRRT SCH. ÄDLRR� JAKOB KAISFR 

und LORFN7, KIND im Landtage eingebrachten Antrages nom 5. 

7)e, -, en, 7)pr 1904. 

rn neuester 7eit werden von österreichischen 7, oll- und 

Steuerheamten bei uns wegen steuerfreier Erzeugung von 

Branntwein AnstUnde erhoben., welche im Gegensatze züi der 

bisherigen vieljdhrigen Ubung bezwecken, kleinere Familien 

ohne Rücksicht auf die flir ihren Grundbesitz nötige Rin- 

stellung con Taglähnern zur Rntriehtung der Verzehrungs- 

steuer heranzuziehen. 

Nicht unerwdhnt sei auch, daß von gleicher Seite vor meh- 

reren Jahren unsere Ortsvorstehungen dazu beordert wurden, 

die beAannten Aufsehen erregenden TUfelehen mit der Be- 

zeichnung �B-ennerei" 
oberhalb der Eaustüren anbringen zu 

lassen. 

Diese beiden unserern Lande nicht vorteilhaften Vorgdnge 

wurden mit Inanspruchnahme unserer Ortsvorstehungen einge- 
und -nollZoQen. ) 

itet ohne aaA. unsere Regierung davon in Kenntnis ge 

setzt worden war. 

T, Ier Landtag richtet nun an die fstl. Regierung die Bitte, 

in diesen Angeleqenheiten bei der österreie!, is, -lien Regie- 

rung zu intervenieren und namentlich auch darauf zu drin- 

gen, daß zu derartigen Neuerungen die lieahtensteinischen 

Ortsvorstehungen nicht ohne vorherige Kenntnisnahme unse- 

rer Regierung in Anspruch genommen werden dürfen. 
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